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VORBEMERKUNG  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan V 36/I „Wiesdorf – Westlich Heinrich-von-Stephan-
Straße/nördliches Postgelände“ wird als Teilbereich aus dem in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplan Nr. 243/I “Wiesdorf – zwischen Europaring, Heinrich-von-Stephan-Straße und 
Manforter Straße (Postgelände)“ fortgeführt.  

Der Bebauungsplan Nr. 243/I umfasste den gesamten Bereich des Rahmenplans „Postgelände 
Leverkusen-Wiesdorf“ und leitete zunächst ein Regelverfahren mit Umweltprüfung für einen 
sogenannten Angebotsbebauungsplan ein (Vorlage Nr. 2019/2926). Hierzu wurden im ersten 
Verfahrensschritt die Öffentlichkeit sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB frühzeitig beteiligt. Zusätzlich fand am 13.11.2019 eine 
Informationsveranstaltung zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung statt.  

Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange erfolgte die Unterteilung des Plangebiets dahingehend, dass über 
den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I Planungsrecht für einen 
Teilbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 243/I geschaffen werden soll. 

Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen beziehen sich daher auch auf den Geltungsbereich des Bebauungsplanes V 36/I 
und werden nachfolgend abgewogen.  

Daher und weil der Bebauungsplan V 36/I ebenfalls auf Basis des Entwurfs der Rahmenplanung 
aufgestellt wird, wird auf eine Wiederholung des Verfahrensschritts zur frühzeitigen Beteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 BauGB verzichtet. 
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Hinweis: Es ist nur die erste Seite der Präsentation der Bürgerbeteiligung abgebildet. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1) Zu „Einbindung City C, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Die vorliegende Planung umfasst im Rahmen des Bebauungsplanes V 36/I die 
Umnutzung des nördlichen Teils des Postgeländes und der direkt angrenzenden Flächen. 
Hierdurch soll das bislang mindergenutzte Areal in unmittelbarer Nähe des Bahnhofs Leverkusen-
Mitte städtebaulich aufgewertet werden. Die Entwicklung des Postgeländes ist von den 
Planungen der City C separiert zu betrachten. Die Planungen der City C sind nicht Gegenstand 
des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens und werden im Rahmen des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplans Nr. 228/I behandelt. Gleichwohl wurden die möglichen 
Auswirkungen einer Wiederbelebung der City C bereits im Rahmen eines Verkehrsgutachtens 
zur Entwicklung des Stadtteils Wiesdorf-Süd mit betrachtet.  

Zu 2) Zu „Situation Bahnhof Leverkusen-Mitte und Einbindung in die Planung, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Der behindertengerechte Ausbau des Bahnhofs ist nicht Gegenstand der 
vorliegenden Bebauungsplanverfahren V 36/I und kann in der Ausführungsplanung des 
Bahnhofsneubaus berücksichtigt werden. 

Zu 3) Zu „Platzbedarf Mobilitätskonzept, Frau xxxx“: 

Kenntnisnahme. Die Umsetzung des Mobilitätskonzepts mit Reduktion des individuellen PKW-
Aufkommens ist zentraler Bestandteil des Bebauungskonzepts zum Postgelände. Im 
städtebaulichen Rahmenplan zum ehem. Postgelände und darin der zentralen Achse sind die 
unterschiedlichen Mobilitätsformen bereits berücksichtigt worden. Neben der Nutzung der 
zentralen Achse durch den Fuß- und Radverkehr werden hier auch urban begrünte Flächen sowie 
Fahrradstellplätze vorgesehen. Des Weiteren ist Außengastronomie geplant. Die zentrale Achse 
wurde zudem hinsichtlich ihrer Befahrbarkeit durch die Feuerwehr geprüft sowie mit den 
Abfallentsorgungsbetriebe abgestimmt. Die zentrale Achse wird im Rahmen der Bebauungspläne 
V 36/I und Nr. 243/I durch Festsetzungen gesichert. 

Zu 4) Zu „Wohnen im Plangebiet, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Es wurde geprüft, ob allgemeines Wohnen im Plangebiet des Bebauungsplans 
V 36/I möglich ist. Insbesondere aufgrund der Lärmsituation ist dies jedoch nicht der Fall. Auf die 
Plangebiete wirken bereits im Bestand diverse Lärmquellen, wie beispielsweise der CHEMPARK, 
die Bahnstrecke sowie der Europaring/B8, ein, die zu hohen Lärmpegelwerten führen. Zudem 
entstehen durch die neu geplanten Nutzungen weitere Lärmeinwirkungen. Allgemeine 
Wohnnutzungen werden daher durch die Festsetzungen der Bebauungspläne ausgeschlossen. 

Zu 5) Zu „Luft und Klima, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Im Bebauungsplan V 36/I werden verschiedene Varianten der Begrünung 
(Freiflächenbegrünung, Begrünung von Tiefgaragendächern, Fassaden- und Dachbegrünung) 
festgesetzt, die negativen klimatischen Auswirkungen entgegenwirken sollen. Bezüglich der 
Durchlüftung sind auch aufgrund der parallelen Riegelbebauung der City C keine erheblichen 
Auswirkungen zu erwarten, da die City C die Durchlüftungssituation im Plangebiet bereits im 
Bestand erheblich beeinträchtigt. Auch im Scoping wurden seitens der Behörden sowie der 
Träger öffentlicher Belange diesbezüglich keine weiteren Untersuchungen für erforderlich 
erachtet.  
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Zu 6) Zu „Nutzung regenerativer Energien im Plangebiet, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Die Festsetzungen des Bebauungsplans V 36/I stehen der Nutzung 
regenerativer Energien nicht entgegen. Im Rahmen der Gebietsentwicklung wird der Anschluss 
an das Fernwärmenetz angestrebt. In Abstimmung mit den örtlichen Versorgungsbetrieben wurde 
ein Energiekonzept zum Bebauungsplan V 36/I erstellt. In Bezug auf eine Ersteinschätzung des 
Versorgers wurde aufgezeigt, dass das Areal energetisch vollständig mit Fernwärme versorgt 
werden kann. Die Festsetzungen des Bebauungsplans V 36/I berücksichtigen und ermöglichen 
grundsätzlich die Errichtung von bspw. Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen der geplanten 
Gebäude. In der Vorhabenbeschreibung ist die Herstellung eines Mindestanteils an Solaranlagen 
festgelegt. Die Ergebnisse des Energiekonzeptes wurden im Entwurf berücksichtigt, dessen 
Umsetzung wird im Durchführungsvertrag verbindlich festgelegt.  

Zu 7) Zu „Barrierefreiheit, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Insbesondere aus den oben unter Punkt 4 genannten Gründen ist die Schaffung 
von Wohnraum nicht Gegenstand der vorliegenden Planung. Daher kann durch den vorliegenden 
Bebauungsplan V 36/I keine Sorge für die Errichtung von Wohnraum getragen werden. Der 
Einwand ist somit nicht Gegenstand des Bebauungsplans V 36/I. 

Zu 8) Zu „Bürobedarf in Leverkusen, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Seitens der Vorhabenträgerin und der Stadt wird der Bedarf an den 
vorgesehenen Nutzungen gesehen. Bereits in den letzten Jahren ist die Nachfrage insbesondere 
nach Büroflächen weiter angestiegen. Der bestehende Bedarf an Büroflächen konnte durch die 
bislang umgesetzten Neubauten noch nicht gedeckt werden, weshalb aufgrund der anhaltenden 
Nachfrage weitere Bedarfe bestehen. Hierzu gibt eine Studie im Auftrag der WfL Auskunft.  

Der Fernmeldeturm wurde hinsichtlich der elektromagnetischen Strahlung,  der von ihm 
ausgehenden Funkverbindungen sowie der erforderlichen Abstandsflächen in der Planung 
berücksichtigt. Bereits im Rahmen der städtebaulichen Mehrfachbeauftragung sowie im 
städtebaulichen Rahmenplan wurden die von einer Bebauung freizuhaltenden Bereiche um den 
Fernmeldeturm berücksichtigt. Mit den Betreibern der Richtfunkstrecken wurde außerdem 
zunächst die Machbarkeit einer Verlegung der betroffenen Leitungen geprüft und abgestimmt. 
Durch die Betreiber der Richtfunkstrecken wurde anschließend im weiteren Verfahren mitgeteilt, 
dass keine Bedenken mehr gegenüber der vorliegenden Planung bestehen, da auf eigene 
Veranlassung der Betreiber entsprechende Arbeiten vorgenommen werden, sodass seitens der 
Betreiber voraussichtlich keine Änderungsnotwendigkeiten durch die Vorhabenträgerin mehr 
bestehen. 

Zu 9) Zu „Knotenpunkt an B8, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Die Errichtung eines Knotenpunkts am Europaring/B8 sowie der Bau der 
Querstraße (Planstraße) sind Bestandteil der Planung zum Bebauungsplan V 36/I.  

Zu 10) Zu „Auswirkungen B-Plan-Aufstellung auf Wohnungsgesellschaft Leverkusen (WGL)“: 

Kenntnisnahme. Die Planung sieht für die Grundstücke der WGL sowie der AGL keine 
Veränderungen der Festsetzungen wie z. B. der zulässigen Nutzung oder Dichte vor. Für die 
Bestandsnutzungen sind daher keine Auswirkungen zu erwarten. Das Areal liegt zudem außerhalb 
des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 
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Zu 11) Zu „Bahnunterführung, Frau xxxx“: 

Kenntnisnahme. Die beschriebenen Problempunkte sind nicht Gegenstand der vorliegenden 
Planung. Die verbindliche Bauleitplanung kann keine Umleitungen im Rahmen einer Baustelle 
sicherstellen. Die Informationen werden an den Fachbereich 66 weitergegeben. 

Zu 12) Zu Beitrag zu „Wohnungen und Angsträumen, Frau xxxx“:  

Kenntnisnahme. Es wurde geprüft, ob allgemeines Wohnen im Plangebiet des Bebauungsplans 
V 36/I möglich ist. Insbesondere aufgrund der Lärmsituation ist dies jedoch nicht der Fall. Auf die 
Plangebiete wirken bereits im Bestand diverse Lärmquellen, wie beispielsweise die Bahnstrecke 
sowie der Europaring/B8, ein, die zu hohen Lärmpegelwerten führen. Zudem entstehen durch die 
neu geplanten Nutzungen weitere Lärmeinwirkungen. 

Durch die geplanten Nutzungen, insb. Hotel, Beherbergungsbetriebe und Gastronomie, ist von 
einer Belebung des Plangebietes sowie einer Frequentierung des Stadtplatzes durch Fußgänger 
(Besucher / Beschäftigte) auszugehen, wodurch die soziale Kontrolle innerhalb des Plangebiets 
verbessert wird. Der zukünftige Stadtplatz innerhalb des Plangebiets stellt zudem erstmals eine 
Durchgängigkeit des Plangebiets für Fußgänger dar. Aufgrund der Breite und der Ausgestaltung 
des Stadtplatzes sowie der oben angeführten Frequentierung ist nicht von der Entstehung von 
Angsträumen auszugehen.  

Zukünftig ist eine Durchgängigkeit gemäß dem Rahmenplan unter Einbeziehung angrenzender 
Grundstücksflächen weiter Richtung Süden bis zur Heinrich-von-Stephan-Straße vorgesehen. 
Hierdurch wird sich auch die temporäre „Sackgasse“ im südlichen Plangebiet des 
Bebauungsplans V 36/I auflösen.  

Auch der westlich der geplanten Bebauung bestehende Radweg wird regelmäßig durch 
Radfahrende genutzt, so dass auch hier von einer sozialen Kontrolle ausgegangen werden kann. 

Zu 13) Zu „Architektur, Frau xxxx“: 

Kenntnisnahme. Die Höhen/Geschossigkeiten im Plangebiet werden unterschiedlich ausfallen 
und weniger als 60 m oberhalb der Geländeoberfläche betragen. Über den Bebauungsplan V 36/I 
werden für die jeweiligen Hochbauabschnitte Mindest- und Maximalhöhen für die Bebauung 
festgesetzt. 

Zu 14) Zu „Stellplätze, Frau xxxx“: 

Kenntnisnahme. Das Mobilitätskonzept zum Bebauungsplan V 36/I wurde in enger Abstimmung 
mit der Verkehrsuntersuchung durchgeführt und die Reduktion des Stellplatzschlüssels bei der 
Berechnung hinsichtlich der verkehrlichen Auswirkungen berücksichtigt. Gemäß den 
Festsetzungen des Bebauungsplans V 36/I sind maximal 450 PKW-Stellplätze zulässig. Zur 
Ermittlung der notwendigen Stellplätze wird für die jeweiligen Nutzungen ein Stellplatzschlüssel 
festgesetzt. 

Zu 15) Zu „Umsetzung der Planung, Frau xxxx“: 

Kenntnisnahme. Es sollen alle Gebäude im Plangebiet des Vorhaben- und Erschließungsplans 
V 36/I von der GEVI Leverkusen Projekt I GmbH als Vorhabenträgerin errichtet werden. 
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Zu 16) Zu „Geltungsbereich des Bebauungsplans, Herr xxxx “: 

Kenntnisnahme. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans V 36/I wird nicht angepasst, die 
Steuerung der Entwicklung kann weiterhin innerhalb des Bebauungsplanverfahrens Nr. 243/I 
erfolgen. 

Zu 17) Zu „Radverkehr, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Der Radverkehr wird, soweit es durch den vorliegenden Bebauungsplan V 36/I 
möglich ist, gestärkt und verknüpft. Durch die Umsetzung des Mobilitätskonzepts erfolgt die 
Festsetzung eines Stellplatzschlüssels je Nutzungsart im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
V 36/I auch für die herzustellenden Fahrradstellplätze. Zudem wird eine Mindestanzahl an 
herzustellenden oberirdischen Fahrradstellplätzen für die Bereiche nördlich und südlich der 
Planstraße festgesetzt. Somit wird die Attraktivität des Plangebiets für den Radverkehr gestärkt. 
Zudem erfolgt eine direkte Anbindung des Vorhabengrundstücks an den parallel zum 
Europaring/B8 verlaufenden Radweg und der bestehende Radweg wird durch die Errichtung 
einer Brücke über die Planstraße in seiner Funktion gestärkt. 

Zu 18) Zu „Bahnausbau, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Im Rahmen der Planfeststellung zum Rhein-Ruhr-Express (RRX) wurden 
Lärmschutzmaßnahmen im Rahmen des Bahnausbaus berücksichtigt. Durch eine 
Lärmuntersuchung wurden vor allem die auf das Plangebiet einwirkenden Lärmimmissionen 
(Gewerbelärm, Verkehrslärm) im Plangebiet des Bebauungsplans V 36/I ermittelt und notwendige 
Festsetzungen zum Lärmschutz getroffen. 

Zu 19) Zu „Einbezug privater Grundstücke, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Die Bebauungsplanung V 36/I soll die Investitionsbereitschaft auch bei weiteren 
privaten Eigentümern steigern. Grundstücke von weiteren Privatpersonen befinden sich jedoch 
nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplans V 36/I. 

Zu 20) Zu „Zeitplan, Frau xxxx“: 

Kenntnisnahme. Planungsrecht soll bis Mitte 2023 vorliegen, hieran schließen sich dann in 
mehreren Bauabschnitten die Bauarbeiten an. Entgegen der im Rahmen der frühzeitigen 
Bürgerinformationsveranstaltung benannten Bauzeit beläuft sich die voraussichtliche Bauzeit 
nicht auf 5 Jahre, sondern gestaltet sich wie folgt: Gemäß den Vereinbarungen im 
Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I soll nach dessen 
Rechtskraft und der Nutzungsaufgabe der Deutschen Post AG innerhalb von 18 Monaten der 
Bauantrag für den Hochbauabschnitt 1.1 und 1.2 eingereicht werden.  

Insgesamt verpflichtet sich die Vorhabenträgerin dazu, sämtliche Gebäude in mehreren 
Bauabschnitten innerhalb von 4 Jahren nach Fertigstellung des Hochbauabschnittes 1 
fertigzustellen. 

Zu 21) Zu „Seveso und Anbindung Chempark, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Nach Überarbeitung der Planung sind keine allgemeinen Wohnnutzungen im 
Plangebiet des Bebauungsplanes V 36/I mehr vorgesehen. Im Plangebiet des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes V36/I sind neben einem Hotel lediglich sonstige 
Beherbergungsbetriebe zulässig. Die Planung ist nach dem Ergebnis des Seveso-Gutachtens mit 
dem CHEMPARK verträglich.  
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Der entlang des Europarings bestehende Radweg wurde im Rahmen der Planung berücksichtigt 
und wird auch zukünftig angeboten. Durch die geplante Fuß- und Radwege-Brücke im Bereich 
des Knotenpunkts Europaring/Planstraße wird zudem eine Unterbrechung des Radweges trotz 
herzustellender zusätzlicher Erschließungsstraße unterbunden. Der Radweg ist zudem 
Bestandteil der geplanten Radpendler-Route Bahnhof Leverkusen-Mitte – Bahnhof Opladen – 
Bahnhof Köln-Deutz. Ziel der Planung zur Radpendler-Route ist es keine neuen Radwege zu 
bauen, sondern schon bestehende Radwege aus- und umzubauen. Die Planung und darauf 
aufbauende Umsetzung erfolgen unabhängig vom Bebauungsplan V 36/I.  

Der neue Knotenpunkt am Europaring/B8 wird so gestaltet, dass der Verkehrsfluss nicht negativ 
beeinträchtigt wird. Die zukünftigen Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes sowie weiterer 
relevanter Knotenpunkte wurde im Rahmen eines Verkehrsgutachtens untersucht und bewertet. 
Insgesamt kommt die Verkehrsuntersuchung zu dem Ergebnis, dass „die städtebauliche 

Entwicklung in Wiesdorf aus verkehrlicher Sicht möglich ist, wenn im Sinne eines schrittweisen 

Vorgehens städtebauliche und verkehrliche Maßnahmen koordiniert durchgeführt werden.“ 
Zudem zeigt sich, dass es sinnvoll bzw. notwendig ist, die vorgeschlagenen verkehrlichen 
Maßnahmen an den Zielen des Mobilitätskonzeptes zu orientieren. Die Maßnahmen des 
Mobilitätskonzeptes zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden verbindlich geregelt.  

Zu 22) Zu „Grundstück Manforter Straße 30, Herr xxxx“: 

Kenntnisnahme. Das angesprochene Grundstück befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans V 36/I. Der Einwand ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanverfahren. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerungen zur Einbindung der City C, zur Situation am Bahnhof Leverkusen-Mitte und 
Einbindung in die Planung, zum Platzbedarf des Mobilitätskonzepts, zu Wohnen im Plangebiet, 
zu Luft und Klima, zur Nutzung regenerativer Energien im Plangebiet, zur Barrierefreiheit, zum 
Bürobedarf in Leverkusen, zum Knotenpunkt am Europaring/B8, zu den Auswirkungen der B-
Plan-Aufstellung auf die Wohnungsgesellschaft Leverkusen (WGL), zur Bahnunterführung, zur 
Architektur, zu Stellplätzen, zur Umsetzung der Planung, zum Geltungsbereich des 
Bebauungsplans, zum Radverkehr, zum Bahnausbau, zum Einbezug privater Grundstücke, zum 
Zeitplan, zu Seveso und der Anbindung des CHEMPARKs sowie zum Grundstück Manforter 
Straße 30 werden zur Kenntnis genommen und – soweit bebauungsplanrelevant – in den 
weiteren Planungsschritten berücksichtigt. 
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I/A 2: 3(1)_Äußerung_Öffentlichkeit_01_243_I  – Schreiben vom 17.11.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Der Äußerung wird nicht gefolgt. Lärmschutzmaßnahmen an den geplanten Gebäuden sind 
aufgrund der Umgebungslärmsituation notwendig. Eine allgemeine Wohnbebauung kann 
insbesondere aufgrund der Lärmsituation im Plangebiet an keiner Stelle vorgesehen werden, da 
die notwendigen Schallschutzmaßnahmen zur Erreichung gesunder Wohnverhältnisse nicht 
wirtschaftlich darstellbar sind und zum anderen nicht zu einer (städte-)baulich attraktiven 
Wohnsituation führen. Im Rahmen der Planfeststellung zum Rhein-Ruhr-Express (RRX) ist östlich 
der Heinrich-von-Stephan-Straße eine Lärmschutzwand entlang der Bahnstrecke vorgesehen, 
welche mit Umsetzung der RRX-Planung realisiert wird. Die Höhe dieser Lärmschutzwand 
orientiert sich am bisherigen baulichen Bestand auf dem Postgelände und berücksichtigt nicht 
das vorliegende städtebauliche Konzept bzw. den städtebaulichen Rahmenplan zum ehem. 
Postgelände. Die Errichtung einer Lärmschutzwand im Rahmen eines hypothetischen Umbaus 
des Telekomgebäudes kann in der Planung nicht berücksichtigt werden, da eine Umnutzung des 
Telekomgebäudes fraglich und zeitlich nicht absehbar ist. Zudem liegt das Technikgebäude der 

Telekom außerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 36/I. Des 
Weiteren sprechen städtebauliche Gründe gegen die Errichtung einer Lärmschutzwand im 
Bereich des Telekomgebäudes, da die Heinrich-von-Stephan-Straße somit von beiden Seiten 
durch Mauern begrenzt würde und die Wirkung einer Schlucht entstehen würde. Die Belebung 
des Postgeländes ist angestrebt, weshalb verschiedene Formen der Belebung geprüft wurden. 
Die Erdgeschosszonen in Teilen des Plangebiets sollen durch gastronomische Angebote sowie 
durch Läden und Einzelhandel belebt werden. 

Zu 2):  

Kenntnisnahme. Eine Bebauung und Nutzungsfestlegung für das betroffene städtische 
Grundstück wird im weiteren Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 243/I erfolgen. Gemäß dem 
städtebaulichen Rahmenplan ist an dieser Stelle die Schaffung von Büronutzungen vorgesehen. 
Erst durch eine schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 243/I kann die an dieser 
Stelle bereits im Bestand vorhandene Lärmbelastung ermittelt werden. Als Ergebnis kann die 
schalltechnische Untersuchung aufzeigen, welche Maßnahmen notwendig sind, um bestimmte 
Nutzungen auf dem städtischen Grundstück unterzubringen. Gemäß dem Lärmgutachten zum 
Bebauungsplan V 36/I ergeben sich im Plangebiet Lärmpegel, die gesunde Wohnverhältnisse 
nicht zulassen. Es ist von ähnlichen Lärmbelastungen im Plangebiet des Bebauungsplans 
Nr. 243/I auszugehen. Gegebenenfalls wären zur Unterbringung einer Wohnnutzung auf dem 
städtischen Grundstück aufwendige Schallschutzmaßnahmen notwendig, da für Wohnnutzungen 
die höchsten Schutzanforderungen notwendig sind. Außerdem ist die Nähe zum CHEMPARK 
hinsichtlich möglicher Gefahren durch Störfälle zu berücksichtigen. Eine abschließende 
Festlegung zur Nutzung des städtischen Grundstücks kann erst im weiteren Verfahren des 
Bebauungsplanes Nr. 243/I erfolgen.  

Zu 3): 

a) Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass die Möglichkeiten der Fassaden- und 
Dachbegrünung vom planenden Architekturbüro überprüft wurden und diese Ergebnisse im 
weiteren Verfahren Berücksichtigung fanden. Im Bebauungsplan V 36/I erfolgt eine 
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Festsetzung zur Mindestbegrünung, welche Dach- und Fassadenflächen, (Tiefgaragen-) 
Dächer sowie Grundstücksfreiflächen umfasst. Zudem erfolgt die Festsetzung einer 
Mindestanzahl zu pflanzender Bäume. 

b) Der Äußerung wird nicht gefolgt. Aufgrund der direkten Nachbarschaft zur Riegelbebauung 
der City C werden die klimatologischen Auswirkungen der Planung als nicht relevant 
angesehen, da die City C Westwinde und den damit einhergehenden Luftaustausch bereits 
stark beeinträchtigt. Zudem befindet sich das Plangebiet im Bereich eines sogenannten 
„Stadtkern-Klimatops“, welches eine hohe und dichte Bebauung mit starker Aufheizung und 
geringen Grünanteilen aufweist. Um dem hierdurch entstehenden Wärmeinsel-Effekt 
entgegenzuwirken, werden im Rahmen des Bebauungsplans verschiedene 
Begrünungsmaßnahmen festgesetzt. Zudem soll im Rahmen der Ausführungsplanung bzw. 
der haustechnischen Ausstattung der Gebäude die Nutzung von erneuerbaren Energieträgern 
geprüft werden. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass die Möglichkeiten der Fassaden- und 
Dachbegrünung geprüft und eine Festsetzung zur Mindestbegrünung in den Bebauungsplan 
V 36/I aufgenommen wurden. Hinsichtlich der Ermöglichung von Wohnen im südlichen Bereich 
des Plangebiets des Bebauungsplans V 36/I wird der Äußerung nicht gefolgt, hinsichtlich der 
Wohnnutzung auf dem städtischen Grundstück wird die Äußerung zur Kenntnis genommen. 
Hinsichtlich der Modellsimulationen zur Klimaauswirkung wird der Äußerung nicht gefolgt. 
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I/A 3: 3(1)_Äußerung_Öffentlichkeit_02_243_I  – Schreiben vom 28.11.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Die barrierefreie Gestaltung des Bahnhofs Leverkusen-Mitte ist nicht Gegenstand des 
vorliegenden Bebauungsplanverfahrens V 36/I. Eine barrierefreie Gestaltung des Bahnhofs 
Leverkusen-Mitte kann im Zuge des RRX-Umbaus erfolgen und wird daher im Rahmen der 
Objektplanung des neuen Bahnhofsgebäudes behandelt werden. Für die Planungen des neuen 
Bahnhofsgebäudes wird die Barrierefreiheit eine architektonische Vorgabe sein. 

Zu 2): 

Ein zusätzlicher Brückenschlag über den Europaring wird angestrebt. Entsprechend wurden im 
Rahmenplan zum ehemaligen Postgelände drei Optionen geprüft. Ergebnis der Prüfung ist, dass 
im Rahmenplan ein potenzieller Entwicklungsbereich im räumlichen Zusammenhang mit der 
Musikschule an der Friedrich-Ebert-Straße definiert wurde. Innerhalb dieses Suchraums mit 
entsprechenden Flächenverfügbarkeiten in städtischem Eigentum ist die Umsetzung des 
angestrebten und räumlich-funktional so wichtigen Brückenschlags möglich. Dieser könnte 
künftig auch die südlich gelegene Bestandsbrücke ersetzen.  

Die Projektierung einer neuen Brücke über den Europaring innerhalb des Suchraums bedarf 
eigener Prüf- und Planungsschritte unter Berücksichtigung der Entwicklungsspielräume 
beiderseits des Europarings, die nachgelagert zum und unabhängig vom Bebauungsplan V 36/I 
erfolgen.  

Auf dem Postgelände ist die Schaffung allgemeiner Wohnformen nicht vorgesehen, stattdessen 
sollen Beherbergungsbetriebe (Hotel, sonstige Beherbergungsbetriebe) entstehen. Eine 
Zonierung von Nutzungen, welche z. B. die Errichtung von Einzelhandelsbetrieben ermöglichen 
soll, erfolgt über die Festsetzungen im Bebauungsplan V 36/I. 

Zu 3): 

Die Schaffung von Wohnraum im Bereich der City C ist nicht Gegenstand des vorliegenden 
Bebauungsplanverfahrens V 36/I. In der Nähe der City C und des Plangebiets befinden sich 
innerstädtische Maßnahmen zur Wohnraumentwicklung statt, welche auf die Schaffung neuen 
Wohnraumes in Einfamilienhaus- und Geschosswohnungsbau abzielen. 

Zu 4): 

Die Einrichtung einer Fußgängerampel am Überweg Kino – Forum ist nicht Gegenstand des 
vorliegenden Bebauungsplanverfahrens V 36/I, da sich der betreffende Überweg nicht im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet und keine Festsetzungsgrundlage vorliegt. Der 
Hinweis wird an den städtischen Fachbereich 66 weitergegeben. 

Zu 5): 

Die Verlegung der Ersatzhaltestelle an der Rathausgalerie ist nicht Gegenstand des vorliegenden 
Bebauungsplanverfahrens V 36/I, da sich die betreffende Bushaltestelle nicht im Geltungsbereich 
der Bebauungspläne befindet und für die Verlegung von Ersatzhaltestellen keine 
Festsetzungsgrundlage vorliegt. Die Anregung wird an den städtischen Fachbereich 66 
weitergegeben. 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
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I/A 4: 3(1)_Äußerung_Öffentlichkeit_03_243 _I – Schreiben vom 06.12.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Der Äußerung zur frühzeitigen Einbindung wurde gefolgt.  

Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass allgemeine Wohnnutzungen durch die Planung 
nicht mehr vorgesehen sind. Zulässig sind die geplanten Beherbergungsbetriebe sowohl im 
nördlichen als auch im südlichen Teil des Plangebiets des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
V 36/I. 

Die Anregung, schutzbedürftige Nutzungen im Norden des Gebiets unterzubringen wurde 
insofern bereits berücksichtigt, indem die Rahmenplanung im südlichen Teil des Bebauungsplans 
Nr. 243/I keine Beherbergungsbetriebe und insgesamt keine Wohnnutzung vorsieht. Dem 
Hinweis auf die mögliche Schutzbedürftigkeit von Beherbergungsbetrieben und Büronutzungen 
wird dahingehend gefolgt, dass für die Plangebiete der Bebauungspläne Nr. 243/I und V 36/I 
inklusive aller darin vorgesehenen Nutzungen ein Seveso-Gutachten erstellt wurde. Dieses geht 
nicht über den Inhalt des gesamtstädtischen Seveso-II-Konzeptes hinaus, sondern baut darauf 
auf. Der Thematik der schutzbedürftigen Nutzungen wurde im Gutachten differenziert 
nachgegangen und ein eigener (konservativer) Ansatz gewählt, der nicht lediglich eine 
zahlenmäßige Gegenüberstellung der gleichzeitig anwesenden Personen, sondern eine 
qualifizierende Betrachtung der betroffenen Personen nach Umsetzung der festgesetzten 
Schutzmaßnahmen beinhaltet. Für die Plan-Situation wird zugrunde gelegt, dass die geplanten 
neuen Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans V 36/I bei einer Realisierung über 
objektbezogene Seveso-Schutzkonzepte verfügen werden. Zugleich wird für die bestehenden 
Nutzungen im Plangebiet des Bebauungsplans V 36/I davon ausgegangen, dass diese im 
Wesentlichen keine Seveso-Schutzkonzepte haben werden (lediglich Grundschutz) und sich dies 
zunächst auch nicht ändern wird, da die Gebäude und Nutzungen Bestandsschutz haben.  

Die Ergebnisse des Gutachtens wurden in der weiteren Planung berücksichtigt.  

Das Seveso-Schutzkonzept enthält Anforderungen an eine objektbezogene Alarmierung - über 
die allgemeinen örtlichen Alarmierungsmaßnahmen hinaus. Die festgesetzten 
Schutzmaßnahmen bauen auf den allgemeinen Alarmierungen der Bevölkerung durch Sirenen, 
Rundfunk, Fernsehmeldungen und Lautsprecherdurchsagen auf. Basis für das umzusetzende 
Schutzkonzept ist somit eine Maßnahmenkette, die aus Alarmierung (CHEMPARK – Feuerwehr 
– Gebäude, sowie zusätzlich Gaswarnanlagen für relevante Einzelstoffe, soweit nach 
Einzelfallprüfung erforderlich), Auslösung automatischer Funktionen und flankierenden 
organisatorischen Maßnahmen besteht. Eine direkte Einbeziehung der 
Alarmierungsmaßnahmen des CHEMPARK wird durch den Bebauungsplan nicht festgesetzt. 

Im Bebauungsplan V 36/I erfolgt die Festsetzung technisch-baulicher Schutzmaßnahmen. Die 
festgesetzten technisch-baulichen Schutzmaßnahmen werden durch objektbezogene Seveso-
Schutzkonzepte in den nachfolgenden Baugenehmigungen hinsichtlich der jeweiligen Nutzung 
konkretisiert.  
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Zu 2): 

Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass sich das Lärmgutachten zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan V 36/I allen bestehenden Lärmbelastungen in der Umgebung des Plangebiets 
befasst. Hierunter zählen neben dem Verkehrslärm (Straße und Schiene) auch die 
Lärmvorbelastungen durch Industrie- und Gewerbebetriebe in der Umgebung des Plangebiets. 
Aus den ermittelten Lärmpegeln werden geeignete Maßnahmen zur Realisierung der im 
Plangebiet angestrebten Nutzungsformen abgeleitet. Allgemeine Wohnnutzungen sind nicht 
mehr Gegenstand der Planung.  

Zu 3): 

Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass die vorhandenen und bekannten Belastungen des 
Leverkusener Verkehrsnetzes im Bereich des Ludwig-Erhard-Platzes und des Europarings/B8 in 
einer Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplanverfahren V 36/I berücksichtigt wurden. Die 
Verkehrsuntersuchung betrachtet neben der Bestandssituation auch die geplanten 
Entwicklungen nach dem Bebauungsplan V 36/I sowie weiterer Entwicklungen in Wiesdorf-Süd 
und führt einen Nachweis über die Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte in der 
Plangebietsumgebung. Weitere abzusehende planerische Entwicklungen in der Umgebung des 
Plangebiets wurden im Verkehrsgutachten ebenfalls berücksichtigt. Durch das bestehende 
Postverteilungszentrum und die damit verbundenen Verkehre der Postlieferwagen und Post-LKW 
ist bereits im Bestand eine Belastung der plangebietsnahen Verkehrswege vorhanden, welche 
im Fall der Planrealisierung vollständig entfallen. Für das im Plangebiet des Bebauungsplans 
V 36/I vorgesehene Nutzungskonzept wurde zudem ein Mobilitätskonzept erstellt, um das MIV-
Aufkommen zu reduzieren. Die Ergebnisse der Gutachten wurden im Bebauungsplan-Entwurf 
berücksichtigt.  

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde die Ausgestaltung des geplanten 
Knotenpunktes Europaring/Planstraße betrachtet. So wurde bezüglich der Änderungen der B8 
als Planungsalternative die Errichtung eines Kreisverkehrs geprüft. Die vorgesehene Lösung mit 
einem signalisierten Knotenpunkt führt aber zu einem günstigeren Verkehrsfluss, da die 
Ampelschaltung auf die benachbarten Knotenpunkte der B8 abgestimmt werden kann. Die 
Herstellung eines Kreisverkehrsplatzes ist daher nicht mehr vorgesehen.  

Gemäß den Ergebnissen des Planfalls 1 (unter Berücksichtigung der Umsetzung des Vorhabens) 
fällt die Verkehrssteigerung in der Spitzenstunde im Vergleich zur Bestandsbelastung moderat 
aus. Dies liegt u.a. daran, dass die Bestandsnutzungen (Postverteilzentrum) entfallen und die 
Spitzenstunde der geplanten Nutzungen versetzt zu den allgemeinen Spitzenstunden liegt. Die 
zusätzlichen Verkehrsmengen durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 36/I können 
gemäß der verkehrstechnischen Untersuchung ohne Probleme aufgenommen werden. 

Im Planfall 4 betrachtet das Gutachten die Neuordnung der Tiefgarage der City C. Diese 
Maßnahmen führen zwar zu einer weiteren Erhöhung der Verkehrsbelastungen auf dem 
Europaring, in den Spitzenstunden fällt das zusätzliche Verkehrsaufkommen gegenüber dem 
Planfall 3 (mit Berücksichtigung Entwicklungen im Plangebiet sowie in dessen Umfeld) moderat 
aus. Trotz dieser zusätzlichen Belastungen weisen die Knotenpunkte im Bereich des Europarings 
eine ausreichende Leistungsfähigkeit auf.  
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Die Belange von Fahrradfahrern wurden im Verfahren berücksichtigt. Durch den geplanten 
Stadtplatz wird die Durchlässigkeit des Plangebietes an sich erhöht. Zudem wird durch die 
vorliegende Planung die Anbindung des Bahnhofs an den CHEMPARK für Fahrradfahrer 
verbessert. Der entlang des Europarings bestehende Radweg wurde im Rahmen der Planung 
berücksichtigt und wird auch zukünftig angeboten. Durch die geplante Fuß- und Radwege-Brücke 
im Bereich des Knotenpunkts Europaring/Planstraße wird zudem eine Unterbrechung des 
Radweges trotz herzustellender zusätzlicher Erschließungsstraße unterbunden. Der Radweg ist 
zudem Bestandteil der geplanten Radpendler-Route Bahnhof Leverkusen-Mitte – Bahnhof 
Opladen – Bahnhof Köln-Deutz. Ziel der Planung zur Radpendler-Route ist es keine neuen 
Radwege zu bauen, sondern schon bestehende Radwege aus- und umzubauen. Die Planung 
und darauf aufbauende Umsetzung erfolgen unabhängig vom Bebauungsplan V 36/I.  

Eine Optimierung der Linienführung des Busverkehrs zur Verbesserung der Anbindung des 
CHEMPARKs an den Haltepunkt Leverkusen-Mitte kann unabhängig vom Bebauungsplan 
erfolgen.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung zur frühzeitigen Einbindung wird gefolgt. 

Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass allgemeine Wohnnutzungen durch die Planung 
nicht mehr vorgesehen sind. Ein Seveso-Gutachten einschließlich Risiko-Betrachtung wurde zu 
den Bebauungsplänen Nr. 243/I und V 36/I erstellt.  

Der Äußerung wird hinsichtlich der Erstellung eines Lärmgutachtens zum Bebauungsplan V 36/I 
sowie der Betrachtung der vorhandenen und zukünftigen Verkehrsbelastungen in der 
Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan V 36/I gefolgt.  

Hinsichtlich der Anbindung des Bahnhofs an den CHEMPARK wird der Äußerung dahingehend 
gefolgt, dass die Anbindung für Radfahrer durch die Planung verbessert wird. 

Die sonstigen Äußerungen werden zur Kenntnis genommen wird.  
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I/B  ÄUßERUNGEN IM RAHMEN DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG DER 
BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

I/B 1: Deutsche Telekom Technik GmbH – Schreiben vom 06.11.2019, 13.11.2019 und 
03.03.2020 

1) 
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2) 
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 Der Stellungnahme liegt folgende Anlage bei:  

Safe-T-Konzept zu Stellungnahme – Ken – 2019 – 264 – 5755 

Auf die Wiedergabe dieser Anlage wird an dieser Stelle verzichtet.  
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3) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Aufgrund der Planung ist die Richtfunkverbindung, „KY1651 Langenfeld 50 nach Leverkusen 0 
KY1264“ (kurz: KY1651-KY1264) betroffen. Mit den Betreibern der Richtfunkstrecken wurde 
zunächst die Machbarkeit einer Verlegung der betroffenen Leitungen geprüft und abgestimmt. 
Durch die Betreiber der Richtfunkstrecken wurde anschließend im weiteren Verfahren mitgeteilt, 
dass keine Bedenken mehr gegenüber der vorliegenden Planung bestehen, da auf eigene 
Veranlassung der Betreiber entsprechende Arbeiten vorgenommen werden, sodass seitens der 
Betreiber voraussichtlich keine Änderungsnotwendigkeiten durch die Vorhabenträgerin mehr 
bestehen. Der Durchführungsvertrag enthält eine entsprechende Regelung, die in beiden Fällen 
(Verlegung durch Vorhabenträgerin oder Arbeiten durch Betreiber) sicherstellt, dass die 
betroffene Richtfunkverbindung zum Zeitpunkt der Realisierung des Vorhabens frühzeitig vor 
Baubeginn der einzelnen Hochbauabschnitte verlagert ist oder nicht mehr betroffen ist.  

 

Zu 2): 

Siehe Abwägungsvorschlag unter 3). 

Zu 3): 

Die Abgrenzung der Safe-T-Fläche wurde angepasst und nachrichtlich in die Planzeichnung des 
Bebauungsplans (mit Lage außerhalb des Geltungsbereichs) aufgenommen. 

Hinsichtlich der Überbauung von Kabelanlagen wurde eine Regelung in den 
Durchführungsvertrag und die Vorhabenbeschreibung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
V 36/I aufgenommen, die eine Verlegung in die geplante öffentliche Straße (Planstraße) vorsieht. 
Die bestehenden Telekommunikationsleitungen und geprüfte alternative Optionen einer 
Verlegung werden als hinweisende Darstellung in den Bebauungsplan übernommen. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung hinsichtlich bestehender Richtfunktrassen wird zur Kenntnis genommen. 
Hinsichtlich der Safe-T-Fläche wird der Äußerung gefolgt. Die Abgrenzung der neuen Safe-T-
Fläche wird nachrichtlich in den Bebauungsplan aufgenommen. Die Nutzung der Heinrich-von-
Stephan-Straße als Safe-T-Fläche ist der Deutschen Telekom Technik GmbH seitens der Stadt 
zugesichert. Hinsichtlich der Überbauung von Kabelanlagen wird der Äußerung dahingehend 
gefolgt, dass eine Regelung zur Verlegung der Leitungen in den Durchführungsvertrag und die 
Vorhabenbeschreibung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I (der als erster 
Entwicklungsschritt die nördlichen Teile des Bebauungsplans Nr. 243/I, die sich in Besitz des 
Vorhabenträgers befinden, vorantreibt) aufgenommen wird. 
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I/B 2: Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen – Schreiben vom 07.11.2019 

1) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen und das Referat 226 der Bundesnetzagentur 
im weiteren Verfahren per E-Mail beteiligt. 
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I/B 3: Bezirksregierung Köln – Dezernat 53 – Schreiben vom 06.12.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass ein Seveso-Gutachten einschließlich 
Risikobetrachtung durch den TÜV Rheinland zu den Bebauungsplänen Nr. 243/I und V 36/I 
erstellt wurde. Die Ergebnisse des Gutachtens werden in der Begründung / im Umweltbericht 
zum Bebauungsplan V 36/I dargelegt und in den Festsetzungen des Bebauungsplans sowie im 
Durchführungsvertrag berücksichtigt.  

Zu 2): 

Kenntnisnahme. 

Zu 3): 

Kenntnisnahme. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Den Anregungen wird hinsichtlich der Erstellung eines Seveso-Gutachtens gefolgt. Die restlichen 
Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 4: Bezirksregierung Köln – Dezernat 25 – Schreiben vom 21.11.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. Der Ausbau der Gleisanlage im Rahmen der Umsetzung des Rhein-Ruhr-
Express (RRX) ist bekannt. Die Errichtung eines neuen Gleises westlich an die bestehende 
Gleisanlage ist bekannt. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 243/I sowie des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 36/I werden die Vorgaben durch die Planfeststellung 
zum Rhein-Ruhr-Express (RRX) berücksichtigt.  

Zu 2): 

Kenntnisnahme. Die Deutsche Bahn AG sowie der Nahverkehr Rheinland wurden im Verfahren 
beteiligt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 5: Bezirksregierung Düsseldorf – Schreiben vom 14.11.2019 

1) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. Gemäß dem städtebaulichen Konzept zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan V 36/I soll die maximale Gebäudehöhe ca. 60 m nicht überschreiten. Die 
maximale Höhe baulicher Anlagen wird im Bebauungsplan V 36/I mittels Festsetzungen auf 
maximal 103,5 m ü. NHN begrenzt. Ein Konflikt mit dem ab ca. 127,50 m ü. NHN beginnenden 
Hindernisfreiheitsbereich des Flugplatzes Leverkusen ist daher nicht zu erwarten. 

Es wird vorsorglich ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerungen werden derart berücksichtigt, dass ein Hinweis in den Bebauungsplan 
aufgenommen wird. 
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I/B 6: Bezirksregierung Düsseldorf – Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) – 
Schreiben vom 07.11.2019 

1) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Kenntnisnahme. Gemäß Schreiben der Bezirksregierung Düsseldorf – Kampfmittelräumdienst 
vom 05.08.2019 (s. 2)) wurden die Verdachtspunkte 319 und 318 überprüft. Nur ein Teil der oben 
genannten Fläche wurde punktuell geräumt. Kampfmittel wurden dabei nicht geborgen. Es ist 
nicht auszuschließen, dass noch Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Aufgrund dessen wird 
vorsorglich ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerungen werden derart gefolgt, dass ein Hinweis auf Kampfmittel in den Bebauungsplan 
aufgenommen wird. 
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I/B 7: EVL – Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG – Schreiben vom 
22.11.2019 

1) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Die Lage der Leitungen und ihrer 
Schutzstreifen wurden überprüft. Die Leitungen liegen überwiegend – mit Ausnahme von 
Telekommunikationsleitungen der Deutschen Telekom Technik GmbH – in öffentlichen Verkehrs- 
und Grünflächen. Bei den innerhalb des Vorhabengrundstücks liegenden Leitungen handelt es 
sich um (Hausanschluss-)Leitungen, die im Rahmen der Vorhabenumsetzung an die zukünftige 
Bebauung anzupassen sind bzw. entfallen können. Eine Sicherung der Bestandsleitungen mit 
Leitungsrechten o. ä. in den Bebauungsplan V 36/I ist daher nicht zu übernehmen.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 8: Geologischer Dienst NRW – Schreiben vom 29.11.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass ein Hinweis auf die Lage in der Erdbebenzone in 
den Bebauungsplan V 36/I aufgenommen wird. 

Zu 2): 

Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
V 36/I eine Bodenuntersuchung durchgeführt wurde, welche unter anderem die Entnahme von 
Bodenproben sowie die Untersuchung derer beinhaltet. Die Ergebnisse der Untersuchung 
werden in der Planung berücksichtigt.  

Der Äußerung wird zudem dahingehend gefolgt, dass eine Kennzeichnung auf 
Bodenbelastungen in den Bebauungsplan V 36/I aufgenommen wird. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird dahingehend gefolgt, dass Hinweise auf die Lage in der Erdbebenzone sowie 
eine Kennzeichnung der Bodenbelastungen in den Bebauungsplan V 36/I aufgenommen werden. 
Der Äußerung wird zudem dahingehend gefolgt, dass eine Bodenuntersuchung durchgeführt 
wurde.  
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I/B 9: Deutsche Bahn AG – Schreiben vom 03.12.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. 

Zu 2): 

Der Anregung wird gefolgt. Die Planungen des Planfeststellungsbeschlusses sowie die geplanten 
Anpassungen an den Leitungstrassen wurden bei der Planung bereits berücksichtigt. 

Zu 3): 

Kenntnisnahme. 

Zu 4): 

Der Anregung wird gefolgt. Der zukünftige Verlauf der Heinrich-von-Stephan-Straße wurde im 
Rahmen der Planung berücksichtigt. 

Zu 5): 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung zur Berücksichtigung der aus dem 
Projekt Rhein-Ruhr-Express (RRX) resultierenden Verkehrslärmveränderungen wird 
dahingehend gefolgt, dass diese im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zum 
Bebauungsplan V 36/I berücksichtigt wurde. 

Zu 6):  

Die Auflagen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an die Vorhabenträgerin 
weitergegeben.  

Eine Belastung der angrenzenden bahneigenen Grundstücke mit Abstandsflächen ist nach dem 
aktuellen hochbaulichen Konzept nicht erforderlich.  

Die vom Bahnbetrieb ausgehenden Immissionen wurde im Rahmen des schalltechnischen 
Gutachtens sowie den aus den Ergebnissen resultierenden Festsetzungen berücksichtigt.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerungen 1), 3) und 6) werden zur Kenntnis genommen. Die Anregung 2) wird durch die 
Berücksichtigung der geplanten Anpassungen und Leitungstrassen aus dem 
Planfeststellungsbeschluss gefolgt. Der Anregung 4) wird gefolgt und der zukünftige Verlauf der 
Heinrich-von-Stephan-Straße gemäß Planfeststellungsbeschluss zum Rhein-Ruhr-Express 
(RRX) in der Planung berücksichtigt. Die Hinweise unter 5) werden zur Kenntnis genommen. Der 
Anregung unter 5) bezüglich der Berücksichtigung der aus dem Projekt Rhein-Ruhr-Express 
(RRX) resultierenden Verkehrslärmveränderungen wird im Rahmen der schalltechnischen 
Untersuchung zum Bebauungsplan V 36/I gefolgt. 
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I/B 10: PLEdoc GmbH – Schreiben vom 04.12.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes ist 
entbehrlich. Der Verlauf der Hauptgasleitung befindet sich zukünftig im Bereich öffentlicher 
Verkehrsflächen. Eine Beeinträchtigung durch eine Überbauung des Leitungsverlaufes mit 
Gebäuden oder eine Bepflanzung mit Bäumen ist nicht zu erwarten.  

Der Leitungsverlauf wird nachrichtlich in der Planzeichnung zum Bebauungsplan dargestellt und 

weiterführende Informationen in die Hinweise des Bebauungsplans aufgenommen.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Anregung zur Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes wird nicht gefolgt. Der 
Leitungsverlauf wird jedoch nachrichtlich im Bebauungsplan dargestellt.  

 




